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San Marino über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

255 . Verordnung des Bundesministers für Bauten und Technik vom 1. Juli 1972, mit
der Bauschbeträge für die Ausstellung von Auszügen aus dem Grenz- und dem Grundsteuer-
kataster und für Amtshandlungen der Vermessungsbehörden festgesetzt werden (Vermes-

sungsgebührenverordnung 1972)

Auf Grund des § 47 des Vermessungsgesetzes, BGBl. Nr. 306/1968, wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen verordnet:

Für die Ausstellung von Auszügen aus dem Grundstücksverzeichnis und dem technischen
Operat und für die im § 47 Abs. 2 lit. c des Vermessungsgesetzes, BGBl. Nr. 306/1968, angeführten
Amtshandlungen sind folgende Bauschbeträge zu entrichten:
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Diese Verordnung tritt am 1. August 1972 in Kraft.

Zugleich verliert die Vermessungsgebührenverordnung 1968, BGBl. Nr. 54/1969, ihre Wirk-
samkeit.

Moser

256. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 6. Juli 1972 be-
treffend die Prüfung für den gehobenen

Dienst im Eich- und Vermessungswesen

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970 und
BGBl. Nr. 167/1972 wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den gehobenen Dienst im
Eich- und Vermessungswesen ist schriftlich und
mündlich abzulegen.

§ 2. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist, auf
Grund von zur Verfügung gestellten Unterlagen
eine entsprechend beschriftete zeichnerische Dar-
stellung anzufertigen, Berechnungen durchzufüh-

ren, Arbeitsvorgänge darzustellen oder Kennt-
nisse wiederzugeben.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausurarbeit:
abzuhalten und darf nicht länger als fünf Stunden
dauern. Die Themen der schriftlichen Prüfung:
sind, wenn der Kandidat im Eichdienst verwendet
wird oder eine Verwendung im Eichdienst an-
strebt, den im § 3 Abs. 2 angeführten Gegen-
ständen, wenn der Kandidat im Vermessungs-
dienst verwendet wird oder eine Verwendung
im Vermessungsdienst anstrebt, den im § 3-
Abs. 3 Z. 1 und 2 angeführten Gegenständen, so-
wie den gemäß § 3 Abs. 4 ausgewählten Fach-
gebieten zu entnehmen.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen.
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.
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(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt für Kandidaten, die im Eichdienst ver-
wendet werden oder die eine Verwendung im
Eichdienst anstreben, folgende Gegenstände:
1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz und

die Grundzüge der übrigen Verwaltungsver-
fahrensgesetze mit Ausnahme des Agrarver-
fahrensgesetzes;

2. Maß- und Eichgesetz und die auf Grund dieses
Gesetzes erlassenen Verordnungen;

3. Eichvorschriften, Eichanweisungen und sonstige
technische und Verwaltungsvorschriften des
Eichdienstes.

(3) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt für Kandidaten, die im Vermessungsdienst
verwendet werden oder eine Verwendung im Ver-
messungsdienst anstreben, folgende Gegenstände:
1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz;
2. die wichtigsten Bestimmungen des Vermessungs-

gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Verordnungen;

3. eines der nachstehend angeführten Fachgebiete,
in dem besonders eingehende Kenntnisse nach-
zuweisen sind, sowie zwei bis vier der nach-
stehend angeführten Fachgebiete, die in den
Grundzügen zu prüfen sind:
a) Schaffung und Erhaltung eines engmaschigen

Feldes von Festpunkten;
b) Schaffung und Erhaltung von Höhenpunk-

ten besonderer Genauigkeit (Präzisions-
nivellement);

c) Neuanlegung des Grenzkatasters;
d) Führung des Grenzkatasters und die Amts-

handlungen im Zusammenhang mit dem
Grenzkataster;

e) topographische Aufnahmen für die staat-
lichen Landkarten;

f) kartographische und reproduktionstech-
nische Bearbeitung der staatlichen Landkar-
ten;

g) die einschlägigen Bestimmungen über die
Einrichtung des Grundbuches und des
Liegenschaftsrechtes;

h) die einschlägigen Bestimmungen der Boden-
reform, Bodenschätzung und des Bau-
rechtes;

i) elektronische Datenverarbeitung.

(4) Die gemäß Abs. 3 Z. 3 zu prüfenden Fach-
gebiete sind vom Bundesamt für Eich- und Ver-
messungswesen auszuwählen, wobei auf die Ver-
wendung des Kandidaten nach Möglichkeit Rück-
sicht zu nehmen ist.

§ 4. (1) Für den Eichdienst und für den Ver-
messungsdienst wird je eine Prüfungskommis-
sion beim Bundesamt für Eich- und Vermessungs-
wesen errichtet. Der Wirkungsbereich jeder dieser

Prüfungskommissionen erstreckt sich auf das ge-
samte Bundesgebiet.

(2) Die Vorsitzenden, je ein Stellvertreter und
die übrigen Mitglieder der Prüfungskommissionen
sind vom Bundesminister für Bauten und
Technik zu bestellen.

§ 5. (1) Zu Mitgliedern der Prüfungskommis-
sionen dürfen nur Beamte des Höheren Ministe-
rialdienstes, des Höheren technischen Dienstes im
Eich- und Vermessungswesen, des Rechtskundigen
Verwaltungsdienstes und des Gehobenen tech-
nischen Dienstes bestellt werden.

(2) Die Prüfungssenate haben aus einem Vor-
sitzenden und vier weiteren Mitgliedern zu be-
stehen. Der Prüfüngskommissär für den allge-
meinen Teil der mündlichen Prüfung und die im
§ 3 Abs. 2 Z. 1 und § 3 Abs. 3 Z. 1 genannten
Gegenstände muß rechtskundig sein.

§ 6. Die Prüfungsvorschrift tritt mit 1. August
1972 in Kraft.

Moser

257 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 6. Juli 1972 be-
treffend die Prüfung für den fachlichen Ver-

messungsdienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970 und
BGBl. Nr. 167/1972 wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den fachlichen Vermes-
sungsdienst ist schriftlich und mündlich abzu-
legen.

§ 2. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist, auf
Grund von zur Verfügung gestellten Unterlagen
eine entsprechend beschriftete zeichnerische Dar-
stellung anzufertigen, Berechnungen durchzu-
führen, Arbeitsvorgänge darzustellen oder Kennt-
nisse wiederzugeben.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit abzuhalten und darf nicht länger als fünf
Stunden dauern. Es sind zwei Themen zu behan-
deln. Die Themen sind den gemäß § 3 Abs. 3
ausgewählten Fachgebieten zu entnehmen.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. b des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:
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1. Grundzüge des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes;

2. Grundzüge des Vermessungsgesetzes;
3. drei der nachstehend angeführten Fach-

gebiete:
a) Stabilisierung und Signalisierung der Fest-

punkte sowie deren Darstellung in den
technischen Unterlagen;

b) Verfahren bei Richtungs- und Strecken-
messungen sowie deren Auswertung nach
vorgegebenem Ansatz;

c) Stabilisierung der Höhenpunkte besonderer
Genauigkeit (Präzisionsnivellement), deren
Darstellung in den technischen Unterlagen
sowie Auswertung der Messungen nach vor-
gegebenem Ansatz;

d) Verfahren bei der Herstellung von tech-
nischen Unterlagen und Ersichtlichmachun-
gen im Grenzkataster;

e) Auswertung der Ergebnisse der Boden-
schätzung;

f) zeichnerische Darstellungen;
g) Grundzüge der elektronischen Datenver-

arbeitung;
h) Führung des Schriftoperates;
i) Gebühren und Verkaufspreise, Führung der

Vormerke über Abrechnungen;
j) administrative Behandlung von Geschäfts-

stücken;
k) graphische Auswertung von Luftbildern;
1) Grundzüge der topographischen Aufnahme

für die staatlichen Landkarten;
m) kartographische und reproduktionstech-

nische Bearbeitung der staatlichen Landkar-
ten;

n) Reproduktion der Katastralmappe;
o) die wichtigsten Bestimmungen über die Füh-

rung des Grundbuches.

(3) Die gemäß Abs. 2 Z. 3 zu prüfenden Fach-
gebiete sind vom Bundesamt für Eich- und Ver-
messungswesen auszuwählen, wobei auf die Ver-
wendung des Kandidaten Rücksicht zu nehmen
ist.

§ 4. (1) Für den fachlichen Vermessungsdienst
wird eine Prüfungskommission beim Bundesamt
für Eich- und Vermessungswesen errichtet. Der
Wirkungsbereich dieser Prüfungskommission er-
streckt sich auf das gesamte Bundesgebiet.

(2) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und die
übrigen Mitglieder der Prüfungskommission sind
vom Bundesminister für Bauten und Technik zu
bestellen.

§ 5. (1) Zu Mitgliedern der Prüfungskommis-
sion dürfen nur Beamte des Höheren Ministerial-
dienstes, des Höheren technischen Dienstes im

Eich- und Vermessungswesen, des Rechtskundigen
Verwaltungsdienstes und des Gehobenen tech-
nischen Dienstes bestellt werden.

(2) Die Prüfungssenate haben aus einem Vor-
sitzenden und vier weiteren Mitgliedern zu be-
stehen. Der Prüfungskommissär für den allge-
meinen Teil der mündlichen Prüfung und den im
§ 3 Abs. 2 Z. 1 genannten Gegenstand soll
rechtskundig sein.

§ 6. (1) Die Prüfungsvorschrift tritt mit
1. August 1972 in Kraft.

(2) Die Kundmachung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 21. Dezember
1953, betreffend eine Vorschrift über die Prüfun-
gen für die Dienstzweige „Fachlicher Eichdienst",
„Grundkatasterführer" und „Kartographisch-geo-
dätischer Fachdienst", kundgemacht in den Amt-
lichen Nachrichten des Bundesministeriums für
Handel und Wiederaufbau, Jahrgang 1954, Nr. 1,
Seite 4, die durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/
1965 auf Gesetzesstufe gehoben wurde, tritt ge-
mäß Art. III Abs. 3 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 243/1970 hinsichtlich des Vermessungswesens
(Dienstzweige „Grundkatasterführer" und „Kar-
tographisch-geodätischer Fachdienst") mit Ablauf
des 31. Juli 1972 außer Kraft.

Moser

258.Verordnung der Bundesregierung vom
II . Juli 1972 betreffend die Durchführung
des Bundesgesetzes über die Mitwirkung des
Bundeskanzleramtes bei der Besetzung von
Dienstposten im Bereiche des Bundes (Dienst-

postenbesetzungs-Verordnung 1972)

Auf Grund des § 2 des Bundesgesetzes vom
17. April 1963, BGBl. Nr. 82, über die Mit-
wirkung des Bundeskanzleramtes bei der Beset-
zung von Dienstposten im Bereiche des Bundes
wird verordnet:

§ 1. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten gemäß § 4 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fassung der
1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle 1970, BGBl.
Nr. 243, und § 1 des Richterdienstgesetzes, BGBl.
Nr. 305/1961, bzw. zur Antragstellung hiefür
(§ 1 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 82/
1963) gilt, sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist,
als erteilt für:

1. Dienstposten für Beamte der Allgemeinen
Verwaltung der Verwendungsgruppen A, B
und E,

2. Dienstposten für Beamte der Allgemeinen
Verwaltung der Verwendungsgruppe D,
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wenn der aufzunehmende Bedienstete eine
mindestens vierjährige Dienstzeit in einem
Dienstverhältnis zum Bund zurückgelegt
hat, wobei die Zeit des Präsenzdienstes in
die Dienstzeit in einem Dienstverhältnis
zum Bund einzurechnen ist, oder die für
die Definitivstellung in seinen Dienstzweig
erforderliche Prüfung erfolgreich abgelegt
hat,

3. Dienstposten für Beamte in handwerklicher
Verwendung,

4. Dienstposten für Richteramtsanwärter,
5. Dienstposten für Hochschulassistenten,
6. Dienstposten für Lehrer,
7. Dienstposten für Beamte des Schulaufsichts-

dienstes der Verwendungsgruppe S 2,
8. Dienstposten für Wachebeamte der Ver-

wendungsgruppe W 3,
9. Dienstposten für Berufsoffiziere der Ver-

wendungsgruppe H 1 und für zeitverpflich-
tete Soldaten der Verwendungsgruppe H 4.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt,

1. wenn der Aufzunehmende das 45. Lebens-
jahr überschritten hat,

2. wenn der Aufzunehmende auf einen Dienst-
posten ernannt werden soll, der im Dienst-
postenplan nur für den vorübergehenden
Bedarf vorgesehen ist,

3. für Ernennungen auf Dienstposten des Hö-
heren Ministerialdienstes und

4. für Ernennungen, die mit einer Maßnahme
gemäß § 28 Abs. 2 letzter Satz und Abs. 4
letzter Satz oder § 55 Abs. 2 zweiter Satz
des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, ver-
bunden sind.

§ 2. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Beamte der Allgemeinen Ver-
waltung gemäß den §§ 22 oder 23 des Gehalts-
überleitungsgesetzes bzw. zur Antragstellung
hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2 oder 3 anzu-
wenden ist, als erteilt für

1. die Überstellung in eine der Verwendungs-
gruppen A, B, D oder E der Allgemeinen
Verwaltung,

2. die Beförderung in die in der Anlage 1
angeführten Dienstklassen, wenn die in
dieser Anlage angegebenen Voraussetzungen
vorliegen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 1 gilt
nicht als erteilt, wenn

1. der Beamte das 50. Lebensjahr überschritten
hat oder

2. der Beamte in den Höheren Ministerial-
dienst überstellt werden soll.

(3) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 2 gilt
nicht als erteilt, wenn

1. die Beförderung nicht mit einem 1. Jän-
ner oder 1. Juli wirksam werden soll,

2. der Beamte die Erfordernisse für die
Anstellung oder die Definitivstellung nur
infolge einer Ersatzfeststellung oder infolge
der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

3. wenn das Dienstverhältnis ein provisorisches
ist,

4. der Beamte keine seinem Dienstalter ent-
sprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 32 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

5. die Beförderung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Beamten in den
dauernden Ruhestand wirksam werden soll.

§ 3. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Beamte in handwerklicher Ver-
wendung gemäß den §§ 22 oder 23 des Gehalts-
überleitungsgesetzes gilt, sofern nicht Abs. 2 oder
3 anzuwenden ist, als erteilt für

1. die Überstellung in eine der Verwendungs-
gruppen P 3 bis P 6,

2. die Beförderung in die in der Anlage 1
angeführten Dienstklassen, wenn die in
dieser Anlage angegebenen Voraussetzungen
vorliegen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 1 gilt
nicht als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebens-
jahr überschritten hat.

(3) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 2 gilt
nicht als erteilt, wenn

1. die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

2. der Beamte die Erfordernisse für die An-
stellung oder die Definitivstellung nur in-
folge der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

3. wenn das Dienstverhältnis ein provisorisches
ist,

4. der Beamte keine seinem Dienstalter ent-
sprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 40 Abs. 4 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

5. die Beförderung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Beamten in den dau-
ernden Ruhestand wirksam werden soll.

§ 4. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Richter und staatsanwaltschaft-
liche Beamte gemäß § 25 des Richterdienst-
gesetzes oder den §§ 22 oder 23 des Gehalts-
überleitungsgesetzes bzw. zur Antragstellung
hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist,
als erteilt für
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1. die Ernennung eines Richteramtsanwärters
zum Richter,

2. die Ernennung in die in der Anlage 2 ange-
führten Standesgruppen, wenn die in dieser
Anlage angegebenen Voraussetzungen vor-
liegen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 2 gilt
nicht als erteilt, wenn

1. die Ernennung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

2. der Richter oder staatsanwaltschaftliche Be-
amte keine seinem Dienstalter entsprechende
Durchschnittsleistung im Sinne des § 42
Abs. 5 des Gehaltsgesetzes 1956 erbringt
oder

3. die Ernennung innerhalb von 2 Jahren vor
dem Übertritt des Richters oder staatsan-
waltschaftlichen Beamten in den dauernden
Ruhestand wirksam werden soll.

§ 5. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Lehrer und für Beamte des
Schulaufsichtsdienstes gemäß den §§ 22 oder 23
des Gehaltsüberleitungsgesetzes bzw. zur Antrag-
stellung hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2 anzu-
wenden ist, als erteilt für

1. die Überstellung in eine der Verwendungs-
gruppen S 1, S .2, L PA, L 1, L 2 oder
L 3,

2. die Ernennung zum Direktor,
3. die Ernennung zum Direktor-Stellvertreter,
4. die Ernennung zum Fachvorstand,
5. die Ernennung zum Erziehungsleiter.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt, wenn der Beamte das 55. Lebensjahr
überschritten hat.

§ 6. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Wachebeamte gemäß den §§ 22
oder 23 des Gehaltsüberleitungsgesetzes bzw. zur
Antragstellung hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2
anzuwenden ist, als erteilt für

1. die Überstellung in die Verwendungs-
gruppe W 3, Verwendungsgruppe W 2,
Dienststufe 1, oder Verwendungsgruppe W 1,

2. die Beförderung von Beamten der Verwen-
dungsgruppe W 1 in die Dienstklasse III im
Zeitpunkt der Zeitvorrückung, in die
Dienstklassen IV und V wie bei Beamten
der Verwendungsgruppe B (§ 2 Abs. 1
Z. 2) mit der zusätzlichen Voraussetzung,
daß für Beförderungen in die Dienstklasse V
der leitende Beamte des Gendarmerie-, des
Sicherheitswach-, des Justizwach- und des
Zollwachdienstes sowie der leitende Krimi-
nalbeamte und der leitende Beamte des

Dienstes der Jugenderzieher an Justizan-
stalten in der Dienstklasse IV durch min-
destens zwei Jahre den Amtstitel „Ritt-
meister" (Hauptmann, Oberpräfekt 2. Klas-
se) geführt hat,

3. die Beförderung von Beamten der Verwen-
dungsgruppe W 3 in die Dienstklassen II
und III und von Beamten der Verwendungs-
gruppe W 2 in die Dienstklassen II, III
und IV wie bei Beamten der Verwendungs-
gruppe D bzw. C (§ 2 Abs. 1 Z. 2).

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 Z. 2 und 3
gilt nicht als erteilt, wenn

1. die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

2. der Wachebeamte die Erfordernisse für die
Anstellung oder die Definitivstellung nur
infolge einer Ersatzfeststellung oder infolge
der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

3. der Wachebeamte keine seinem Dienstalter
entsprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 32 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

4. die Beförderung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Wachebeamten in
den dauernden Ruhestand wirksam werden
soll.

§ 7. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Berufsoffiziere gemäß den §§ 22
oder 23 des Gehaltsüberleitungsgesetzes bzw. zur
Antragstellung hiefür gilt, sofern nicht Abs. 2
anzuwenden ist, als erteilt für

1. die Überstellung in die Verwendungs-
gruppe H 1 oder Verwendungsgruppe H 2,

2. die Beförderung von Berufsoffizieren der
Verwendungsgruppe H 1 wie bei Beamten
der Verwendungsgruppe A (§ 2 Abs. 1 Z. 2),

3. die Beförderung von Berufsoffizieren der
Verwendungsgruppe H 2 in die Dienst-
klasse III im Zeitpunkt der Zeitvorrückung,
in die Dienstklassen IV und V wie bei Be-
amten der Verwendungsgruppe B (§ 2
Abs. 1 Z. 2) mit der zusätzlichen Voraus-
setzung, daß für Beförderungen in die
Dienstklasse V der Berufsoffizier durch min-
destens zwei Jahre den Amtstitel „Haupt-
mann" geführt hat.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt, wenn

1. die Beförderung nicht mit einem 1. Jänner
oder 1. Juli wirksam werden soll,

2. der Berufsoffizier die Erfordernisse für die
Anstellung oder die Definitivstellung nur
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infolge einer Ersatzfeststellung oder infolge
der Erteilung einer Nachsicht erfüllt,

3. der Berufsoffizier keine seinem Dienstalter
entsprechende Durchschnittsleistung im Sinne
des § 32 Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956
erbringt oder

4. die Beförderung innerhalb von zwei Jahren
vor dem Übertritt des Berufsoffiziers in den
dauernden Ruhestand wirksam werden soll.

§ 8. Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für zeitverpflichtete Soldaten ge-
mäß den §§ 22 oder 23 des Gehaltsüberleitungs-
gesetzes bzw. zur Antragstellung hiefür gilt als
erteilt für

1. die Überstellung in die Verwendungs-
gruppe H 3,

2. die Ernennung in eine höhere Dienststufe.

§ 9. (1) Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Vertragsbedienstete, deren
Dienstverhältnis durch das Vertragsbediensteten-
gesetz 1948, BGBl. Nr. 86, geregelt ist, gilt,
sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist, als erteilt
für

1. die Aufnahme in die Entlohnungsgruppen a,
b, d und e, die Entlohnungsgruppen des
Entlohnungsschemas II und die Entloh-
nungsgruppen der Vertragslehrer,

2. die Überstellung in eine der in Z. 1 genann-
ten Entlohnungsgruppen.

(2) Die Zustimmung gemäß Abs. 1 gilt nicht
als erteilt, wenn der Bedienstete

1. auf einen Dienstposten aufgenommen wer-
den soll, der im Dienstpostenplan nur für
den vorübergehenden Bedarf vorgesehen ist,

2. das 65. Lebensjahr bereits überschritten hat,
oder

3. Beamter des Ruhestandes ist.

§ 10. Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten gilt als erteilt für

1. die Aufnahme von wissenschaftlichen Hilfs-
kräften und Demonstratoren gemäß § 13
des Hochschulassistentengesetzes 1962, BGBl.
Nr. 216,

2. die Aufnahme von Vertragsassistenten ge-
mäß § 19 Abs. 1 und 2 des Hochschul-
assistentengesetzes 1962,

3. die Aufnahme von Vertragslehrern an
Kunsthochschulen (Kunsthochschul-Dienst-
ordnung, BGBl. Nr. 77/1972).

§ 11. Die Zustimmung zur Besetzung von
Dienstposten für Bedienstete der Österreichischen
Bundesforste, auf deren Dienstverhältnis die
Bundesforste-Dienstordnung, BGBl. Nr. 201/
1969, anzuwenden ist, gilt als erteilt für

1. Dienstposten der Verwendungsgruppe A, für
die keine oder nur die niedrigste Verwen-
dungszulage vorgesehen ist,

2. Dienstposten der Verwendungsgruppe B, für
die keine oder nur die Verwendungszulage
B 4 oder B 3 vorgesehen ist,

3. Dienstposten der Verwendungsgruppen C
und D.

§ 12. Die Zustimmung gilt für die Aufnahme
von Personen in ein privatrechtliches Dienst-
verhältnis zum Bund als erteilt, das nicht durch
eine der in den §§ 9 bis 11 bezeichneten Vor-
schriften geregelt ist, wenn die Entlohnung den
in der jeweiligen Dienstordnung oder im Kollek-
tivvertrag festgesetzten Sätzen entspricht.

§ 13. (1) Diese Verordnung tritt mit
1. August 1972 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Dienstpostenbeset-
zungs-Verordnung 1968, BGBl. Nr. 263, außer
Kraft.

Kreisky Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Lütgendorf Kirchschläger Moser

Firnberg Leodolter
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Anlage 1

Voraussetzungen für Beförderungen gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2 bzw. § 3 Abs. 1 Z. 2
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Anlage 2

Voraussetzungen für Beförderungen gemäß § 4 Abs. 1 Z. 2
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259.

A B K O M M E N
zwischen der

Österreichischen Bundesregierung
und der

Regierung der Republik San Marino
über die

Aufhebung der Sichtvermerkspflicht

Artikel 1

Sanmarinesische Staatsangehörige dürfen mit
einem gültigen oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufenen Reisepaß der Republik San Marino,
einem amtlichen Personalausweis der Republik
San Marino, einer Identitätskarte für Staats-
beamte oder, wenn es sich um Kinder unter
15 Jahren handelt, mit einem mit Lichtbild ver-
sehenen Ausweis, der ihre sanmarinesische Staats-
angehörigkeit bestätigt, zu einem nicht der
Arbeitsaufnahme dienenden Aufenthalt sichtver-
merksfrei in das Gebiet der Republik Österreich
einreisen und sich dort drei Monate aufhalten.

Artikel 2

(1) Österreichische Staatsbürger dürfen mit
einem gültigen oder seit weniger als fünf Jahren
abgelaufenen Reisepaß der Republik Österreich
oder einem amtlichen Personalausweis der Repu-
blik Österreich zu einem nicht der Arbeitsauf-
nahme dienenden Aufenthalt sichtvermerksfrei in
das Gebiet der Republik San Marino einreisen
und sich dort drei Monate aufhalten.

(2) Die sanmarinesischen Behörden werden den
österreichischen Staatsbürgern, die gemäß Ab-
satz 1 sichtvermerksfrei in das Gebiet der Repu-
blik San Marino eingereist sind, kostenlos eine
Bescheinigung ausfolgen, daß sie zu einem drei-
monatigen Aufenthalt im Gebiet der Republik
San Marino berechtigt sind.

Artikel 3
Die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht nach

den Artikeln 1 und 2 befreit die Staatsangehöri-
gen der beiden Staaten nicht von der Verpflich-
tung, die Gesetze und Bestimmungen des anderen
Staates, betreffend Meldepflicht, Beschäftigung
von Ausländern sowie die Ausübung eines Beru-
fes oder eines Gewerbes, zu beachten.

Artikel 4

Den hiefür zuständigen Behörden der Republik
Österreich einerseits und der Republik San
Marino andererseits bleibt das Recht vorbehalten,
jeden Staatsangehörigen des anderen Vertrags-
staates von der Einreise und dem Aufenthalt
auszuschließen, falls eine solche Person als uner-
wünscht angesehen wird.



79. Stück — Ausgegeben am 21. Juli 1972 — Nr. 259 1695

Artikel 5

Die hiefür zuständigen Behörden der Republik
Österreich einerseits und der Republik San
Marino andererseits werden Personen, die auf
Grund dieses Abkommens in das Gebiet des
anderen Vertragsstaates eingereist sind, jederzeit
die Wiedereinreise gestatten, selbst dann, wenn
ihre Staatsangehörigkeit bestritten ist.

Artikel 6

Jeder Vertragsstaat kann die vorstehenden Be-
stimmungen zur Gänze oder teilweise vorüber-
gehend aus Gründen der öffentlichen Ordnung
und Sicherheit oder der Volksgesundheit aus-
setzen. Jede solche Aussetzung ist dem anderen
Vertragsstaat unverzüglich auf diplomatischem
oder konsularischem Wege zu notifizieren.

Artikel 7

Dieses Abkommen tritt am sechzigsten Tag
nach Unterzeichnung in Kraft. Es bleibt so lange
in Kraft, bis einer der beiden Vertragsstaaten
es unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist
schriftlich auf diplomatischem oder konsulari-
schem Wege kündigt.

GESCHEHEN zu San Marino, am 30. Mai
1972, in zweifacher Urschrift in deutscher und
italienischer Sprache, wobei jeder dieser Texte
gleichermaßen authentisch ist.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Heribert Tschofen m. p.

Für die Regierung der Republik San Marino:

Giancarlo Ghironzi m. p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 7 am 29. Juli 1972 in Kraft.

Kreisky
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